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Text 

Arbeitslosenversicherung selbständig Erwerbstätiger 

§ 3. (1) Erwerbstätige Personen, die auf Grund einer Erwerbstätigkeit der Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung nach dem GSVG unterliegen oder gemäß § 5 GSVG von dieser Pflichtversicherung 
ausgenommen sind, können nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen in die Arbeitslosenversicherung 
einbezogen werden, wenn diese nicht auf Grund ihres Lebensalters gemäß § 1 Abs. 2 lit. e von der 
Arbeitslosenversicherungspflicht ausgenommen sind. 

(2) Personen, die die Voraussetzungen des Abs. 1 erfüllen, werden in die Arbeitslosenversicherung 
einbezogen, wenn sie fristgerecht ihren Eintritt in die Arbeitslosenversicherung erklären. Diese Personen 
sind von der Sozialversicherunganstalt der gewerblichen Wirtschaft unmittelbar nach Einlangen der 
Meldung oder sonstigen Kenntnisnahme der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung oder 
Ausnahme von der Pflichtversicherung gemäß § 5 GSVG schriftlich auf die maßgeblichen Umstände der 
Einbeziehung in die Arbeitslosenversicherung, insbesondere die Frist für den zulässigen Eintritt in die 
Arbeitslosenversicherung, die Bindungsdauer der Entscheidung für oder gegen die Einbeziehung und die 
Wahlmöglichkeit der Beitragsgrundlage hinzuweisen. 

(3) Die Frist für den Eintritt in die Arbeitslosenversicherung gemäß Abs. 2 beträgt sechs Monate ab 
der Verständigung durch die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft. Der Eintritt ist 
schriftlich mitzuteilen. Wird der Eintritt in die Arbeitslosenversicherung binnen drei Monaten ab der 
Verständigung mitgeteilt, so erfolgt die Einbeziehung in die Arbeitslosenversicherung ab dem Beginn der 
die Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung oder deren Ausnahme von der Pflichtversicherung 
gemäß § 5 GSVG begründenden Erwerbstätigkeit, frühestens ab 1. Jänner 2009, in den übrigen Fällen ab 
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dem Beginn des auf das Einlangen der Mitteilung folgenden Kalendermonats. Werden Erwerbstätige 
rückwirkend in die Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung einbezogen, so erfolgt die 
Einbeziehung in die Arbeitslosenversicherung nur, wenn auch eine laufende Pflichtversicherung besteht, 
und frühestens ab dem Beginn des auf die Feststellung der Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung folgenden Kalendermonats. 

(4) Personen, die den Eintritt in die Arbeitslosenversicherung erklären, haben eine der gemäß § 2 
AMPFG zur Auswahl stehenden Beitragsgrundlagen auszuwählen. Die gewählte Beitragsgrundlage gilt 
ab dem Beginn der Einbeziehung in die Arbeitslosenversicherung. Die Einbeziehung in die 
Arbeitslosenversicherung und die gewählte Beitragsgrundlage gelten, soweit kein zulässiger Austritt 
erfolgt, für alle (künftigen) Zeiträume, in denen die Voraussetzungen des Abs. 1 vorliegen. 

(5) Personen, deren nicht genützte Eintrittsmöglichkeit in die Arbeitslosenversicherung oder deren 
Austritt aus der Arbeitslosenversicherung acht Jahre oder ein Vielfaches von acht Jahren zurück liegt, 
können (neuerlich) in die Arbeitslosenversicherung einbezogen werden. Der Antrag ist bei der 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft jeweils binnen sechs Monaten nach Ende des 
(letzten) achtjährigen Bindungszeitraums einzubringen. Die Frist von sechs Monaten erstreckt sich um 
Zeiträume, in denen die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht vorliegen. Die (neuerliche) Einbeziehung in 
die Arbeitslosenversicherung erfolgt ab dem Vorliegen der Voraussetzungen, frühestens mit Beginn des 
folgenden Kalendermonats. 

(6) Personen, deren (zuletzt erfolgte) Einbeziehung in die Arbeitslosenversicherung gemäß Abs. 1 
oder Abs. 5 acht Jahre oder ein Vielfaches von acht Jahren zurück liegt, können aus der 
Arbeitslosenversicherung austreten. Der Austritt ist der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft jeweils binnen sechs Monaten nach Ende des (letzten) achtjährigen Bindungszeitraums 
mitzuteilen. Die Frist von sechs Monaten erstreckt sich um Zeiträume, in denen die Voraussetzungen des 
Abs. 1 nicht vorliegen. Die Arbeitslosenversicherung endet mit dem Ende des auf die Mitteilung des 
Austritts folgenden Kalendermonats. 

(7) Für die Durchführung der Arbeitslosenversicherung im Sinne der Abs. 1 bis 6 ist, soweit diese 
für Pflichtversicherte in der Arbeitslosenversicherung den Krankenversicherungsträgern obliegt (wie 
insbesondere die Feststellung der Versicherung, die Beitragseinhebung und Beitragsabfuhr) die 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft zuständig. Soweit dieses Bundesgesetz oder das 
AMPFG keine abweichenden Regelungen enthalten, gelten die vom jeweiligen Sozialversicherungsträger 
anzuwendenden sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften. 

(8) Personen, die gemäß dem Bundesverfassungsgesetz über Kooperation und Solidarität bei der 
Entsendung von Einheiten und Einzelpersonen in das Ausland (KSE-BVG), BGBl. I Nr. 38/1997, in 
andere Staaten entsandt werden, sind zur Arbeitslosenversicherung zugelassen. Die Bundesministerin 
oder der Bundesminister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz kann durch 
Verordnung weitere Personengruppen, die im Interesse Österreichs Hilfe im Ausland leisten, zur 
Arbeitslosenversicherung zulassen. Die Arbeitslosenversicherung dieser Personen beginnt mit 
Antragstellung, frühestens ab Beginn der Tätigkeit, und endet mit Ende der Tätigkeit. Für die 
Durchführung der Arbeitslosenversicherung dieser Personen ist die Wiener Gebietskrankenkasse 
zuständig. 
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